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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (6. Änderung) 

— Drucksache IV/ 1646 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) 


i. 

Der Entwurf dieses Gesetzes wurde dem Bundes- 
tag am 18. November 1963 zugeleitet, in der 98. Sit- 
zung des 4. Deutschen Bundestages am 4. Dezem- 
ber 1963 in erster Lesung beraten und dem Aus- 
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen über- 
wiesen. Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fern- 
meldewesen hat den Entwurf in seinen Sitzungen 
am 12. Dezember 1963 und am 13. Februar 1964 ein- 
gehend beraten. 


II. 

Das Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Januar 1959 (BGBl. I 
S.9), geändert durch das Gesetz über Zuständigkeiten 
in der Luftverkehrsverwaltung vom 8. Februar 1961 
(BGBl. I S. 69), soll durch den vorliegenden Gesetz- 
entwurf geändert werden. Diese Änderung ist die 
zweite Änderung des Luftverkehrsgesetzes nach der 
Wiederkehr der deutschen Lufthoheit am 5. Mai 
1955. Während die erste Änderung das Ziel hatte, 
das Luftverkehrsgesetz der fortgeschrittenen Ent- 
wicklung auf staatsrechtlichem und technischem Ge- i 
biet anzupassen, sollen durch die zweite Änderung 
im Schwerpunkt die privatrechtlichen Vorschriften 
des Zweiten Abschnitts des Luftverkehrsgesetzes 
über die Haftung innerhalb und außerhalb des Be- 
forderungsvertrages an die bestehenden internatio- 
nalen Übereinkommen, insbesondere an das Haager 
Protokoll vom 28. September 1955 (BGBl. 1958 II 
S. 292), welches das Warschauer Abkommen vom 
12. Oktober 1929 (RGBl. 1933 II S. 1039) abändert, 
und an das Zusatzabkommen von Guadalajara vom 


18. September 1961 zum Warschauer Abkommen 
(BGBl. 1963 II S. 1159) angepaßt werden. 


III. 

Der Ausschuß hat sich im allgemeinen der Regie- 
rungsvorlage unter Berücksichtigung der Änderungs- 
vorschläge des Bundesrates und der Stellungnahme 
der Bundesregierung hierzu angeschlossen. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Artikel 1 

Abschnitt I 

Zu Nr. t — § 1 Abs. 2 — 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß über die 
vorgeschlagene Einfügung des Wortes „Drehflügler" 
an Stelle des Wortes „Hubschrauber" hinaus ver- 
deutlicht werden sollte, daß auch Raumfahrzeuge 
und Raketen Luftfahrzeuge im Sinne des Luftver- 
kehrsgesetzes sind. Er schlägt daher vor, § 1 Abs. 2 
am Schluß durch die Worte „insbesondere Raum- 
fahrzeuge, Raketen und ähnliche Flugkörper" zu er- 
gänzen. 

Za Nr. 2 Buchstaben a und b — §2 Abs. 6 und 7 — 

Der Ausschuß schließt sich den für die Änderung 
vorgetragenen Gründen an. Hinsichtlich des Wort- 
lautes ist er der Ansicht, daß dem Fassungsvor- 
schlag des Bundesrates, dem die Bundesregierung 
zugestimmt hat, gefolgt werden sollte. 
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Zu Nr. 3 Buchstaben a bis c - — §21 Abs. 2 und 3 — 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß der 
Vorschlag dem anzustrebenden Ziele dient, den Um- 
fang der Betriebspflicht für Luftfahrtunternehmen 
klarzustellen und an die Formulierungen der Ge- 
setze auf den Gebieten des Straßen- und Schienen- 
verkehrs im Interesse einer weitestmöglichen Rechts- 
einheit anzugleichen. 

Zu Nr. 4 — § 23 a — 

Die Einfügung ist im Hinblick auf die andersarti- 
gen staatsrechtlichen Verhältnisse in ausländischen 
Staaten erforderlich. Sie gibt der deutschen Luft- 
fahrtbehörde die Möglichkeit, sich diesen beson- 
deren Rechtsverhältnissen entsprechend zu verhal- 
ten, ohne daß von der einschneidenderen und mög- 
lichst zu vermeidenden Kündigung eines Luftver- 
kehrsabkommens Gebrauch gemacht zu werden 
braucht. 

Zu Nr. 5 Buchstaben a bis c — §25 Abs. 1 , 2 und 4 — 

Der Kernpunkt dieser Änderungen betrifft Ab- 
satz 2. Nach seiner bisherigen Fassung waren nur 
Luftfahrzeuge bei Landungen aus Gründen der 
Sicherheit (Notlandungen) sowie Freiballone von 
der Pflicht zur vorherigen Einholung der Erlaubnis 
der Luftfahrtbehörde und der Zustimmung des 
Grundeigentümers oder sonstiger Berechtigter bei 
Landungen außerhalb von genehmigten Flugplätzen 
befreit. Diese Ausnahmeregelung wird nunmehr auf 
Grund zwischenzeitlicher Erfahrungen erweitert; 
insbesondere sollen zukünftig auch Landungen von 
Segelflugzeugen und Landungen zur Unfallhilfe 
unter diese Ausnahmen fallen. 

Zu Nr. 6 Buchstaben a und b — §30 Abs. 1 und 2 — 

Die Änderungen entsprechen der Notwendigkeit, 
die Rechtsstellung der in der Bundesrepublik statio- 
nierten Truppen grundsätzlich derjenigen der Bun- 
deswehr anzupassen (vgl. Gesetz zum NATO-Trup- 
penstatut und zu den Zusatzvereinbarungen vom 
18. August 1961 — BGBl. II S. 1183). Die Übertra- 
gung der Befugnis zum Erlaß von Verwaltungsakten 
zugunsten der stationierten Streitkräfte auf den 
Bundesminister der Verteidigung berücksichtigt die 
Souveränitäfsrechte der Bundesrepublik und ge- 
währleistet gleichzeitig einheitliche Entscheidungen 
für alle bewaffneten Streitkräfte. Das vorgesehene 
Einvernehmen des Bundesministers der Verteidi- 
gung mit dem Bundesminister für Verkehr bei Ent- 
scheidungen, die sich auch auf den sonstigen Luft- 
verkehr auswirken können, gewährleistet eine 
größtmögliche Berücksichtigung der zivilen Belange. 
Zum Wortlaut des § 30 Abs. 2 Satz 1 folgt der Aus- 
schuß dem Vorschlag des Bundesrates, da hierdurch 
auch der Ministerialinstanz die Möglichkeit gegeben 
wird, unmittelbar zu entscheiden, was der Natur 
der Sache nach vielfach notwendig sein wird. Die 
Bundesregierung hat diesem Vorschlag des Bundes- 
rates zugestimmt. 


Zu Nr. 7 Buchstaben a bis e — §31 Abs. 1 bis 3 — 

Die Vorschrift dient der Klarstellung der bundes- 
eigenen Luftverkehrsverwaltung im Rahmen des 
Artikels 87 d des Grundgesetzes. Hinsichtlich der 
Fassung schließt sich der Ausschuß dem Vorschlag 
des Bundesrates, dem die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat, an. Dieser Vorschlag bringt das Gewollte 
klarer zum Ausdruck. 

Zu Nr. 8 — § 32 Abs. I, 3 bis 5 — 

Die Vorschläge dienen der verwaltungsmäßigen 
Durchführung des Luftverkehrsgesetzes. Der Aus- 
schuß hat gegen diese teils der Klarstellung und Er- 
gänzung des Wortlauts dienenden und teils auf- 
grund der Einfügung des Artikels 87 d des Grund- 
gesetzes notwendigen Änderungen keine Bedenken. 


Abschnitt II 

Zu Nr. 9 — § 37 Abs. 1 bis 4 — 

Nach dem Änderungsvorschlag werden die Höchst- 
beträge für die Haftung des Luftfahrzeughalters für 
Drittschäden entsprechend den international gülti- 
gen Maßstäben, in bestimmten Fällen bis auf nahezu 
das Zehnfache der bisherigen Beträge erhöht. Der 
Ausschuß begrüßt die Verbesserung des Schutzes 
der Drittgeschädigten. Die neue Aufteilung des 
Schadensersatzes auf Personen- und Sachschäden 
| dient ebenfalls der Anpassung an die internationale 
Regelung. Sie führt dazu, daß für die Deckung der 
Personenschäden stets der größere Teil des Haf- 
tungshöchstbetrages zur Verfügung steht. 

Die Berechnung beruht auf dem Römer Abkom- 
men von 1952. Die Haftungshöchstbeträge sind dort 
in Franken ausgedrückt, einer fiktiven Rechnungs- 
einheit, die keiner geltenden Währung entspricht, 
sondern einen festen Wert von 65,5 Milligramm 
Gold von 900/1000 Feingehalt hat. Die Umrechnung 
in Deutsche Mark ergibt nach der Zweiten Umrech- 
nungsverordnung vom 7. Februar 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 63) einen Betrag von 27 DM für 
100 Franken. 

Zu Nr. 10 Buchstaben a bis c - — §43 Abs. 1, 3 und 4 
(neu) — 

Gegen die Freistellung der Länder von der Ver- 
pflichtung, eine Haftpflichtversicherung abzuschlie- 
ßen, hat der Ausschuß keine Bedenken. Es erscheint 
aus den vorgetragenen Gründen auch berechtigt, 
kleines, ungefährliches Luftfahrtgerät von der Ver- 
sicherung oder Hinterlegungspflicht auszunehmen. 
Mit Rücksicht auf die im Fluß befindliche technische 
Entwicklung soll die Regelung der Einzelheiten einer 
Rechtsverordnung Vorbehalten bleiben. 

Zu Nr. 11 Buchstaben a bis c — §46 Abs. 1 bis 3 — 

Der Änderungsvorschlag bezweckt, die innerstaat- 
lichen Höchstbeträge für die Haftung aus dem Be- 
| förderungsvertrag bei Schäden der Fluggäste und 
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des Frachtgutes an die im internationalen Verkehr 
geltenden Beträge, die durch das am 1. August 1963 
in Kraft getretene Haager Protokoll von 1955 erhöht 
worden sind, anzupassen. Die Höchstbeträge für 
Personenschäden werden annähernd verdoppelt 
(bisher 35 000 DM, künftig 67 500 DM). 

Der Ausschuß hat eingehend erörtert, ob die Haf- 
tungshöchstbeträge für Personenschäden ausreichen. 
Die vorgesehene Regelung enthält eine erhebliche 
Verbesserung des geltenden Rechts und erhöht den 
Schutz des Fluggastes. Der Ausschuß hält die Summe 
jedoch nicht für voll ausreichend und empfiehlt, daß 
die Bundesregierung im internationalen Rahmen auf 
eine weitere Erhöhung dieser Haftungssummen hin- 
wirkt. 

Im Anschluß an die Empfehlung des Bundesrates 
hat der Ausschuß weiter die Frage erörtert, ob die 
Erhöhung der Haftungsbeträge für Personenschäden 
auch zur Erhöhung der Mindestsumme für die obli- 
gatorische Unfallversicherung des § 50 LuftVG 

zwingt. Der Ausschuß hält den hier z. Z. vorge- 
schriebenen Betrag von 35 000 DM für wenig be- 
friedigend und erachtet eine angemessene Erhöhung 
ebenfalls für notwendig. 

In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß die 
Passagier-Unfallversicherung bei Flügen von und 
nach Berlin erörtert. Er nahm zur Kenntnis, daß noch 
nicht alle ausländischen Gesellschaften, die berech- 
tigt sind, Berlin anzufliegen, die Unfallversicherung 
abschließen. Nach der einhelligen Meinung der 
Ausschußmitglieder ist es notwendig, daß alle Ber- 
lin-Passagiere unfallversichert werden. Die Bundes- 
regierung wurde daher gebeten, weiter wie bisher 
nachhaltig auf die ausländischen Gesellschaften in 
diesem Sinne einzuwirken. 


Zu Nr. 12 — §48 Abs. 1 und 2 — 

Der Schwerpunkt dieser Änderung liegt bei § 48 
Abs. 2. Danach soll entsprechend der internationa- 
len Regelung des Haager Protokolls von 1955 die 
Haftung der Leute des Luftfrachtführers in gleicher 
Weise beschränkt werden wie die des Luftfracht- 
führers selbst. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässig- 
keit haften die Leute dem Fluggast oder dem Ab- 
sender von Frachtgut wie bisher der Höhe nach 
unbeschränkt. 

Der Ausschuß stimmt diesem Änderungsvorschlag 
zu, jedoch sollte nach Auffassung des Ausschusses 
der Begriff „Leute" bei nächster Gelegenheit durch 
eine zeitgemäßere Bezeichnung ersetzt werden. 


Zu Nr. 13 Buchstaben a und b — §49 Abs. 1 und 3 
(neu) — 

Die Änderung läßt zugunsten des Luftfrachtfüh- 
rers eine Freizeichnungsklausel zu, soweit Schäden 
aus der Eigenart dos Frachtgutes oder aus diesem 
anhaftenden Mängeln entstehen. Sie entspricht dem 


! Haager Protokoll von 1955 und gilt auch im Seerecht 
!■;(§ 608 Abs. 1 HGB). 

Zu Nr. 14 — § 49 a (neu) — 

Nach der vorgeschlagenen Änderung werden die 
Regelungen des Abkommens von Guadalajara vom 
18. September 1961 in das innerstaatliche Recht 
übernommen. Die Änderung betrifft den Fall, daß 
die Luftbeförderung nicht von dem vertraglichen 
Luftfrachtführer, sondern von einem Dritten ausge- 
führt wird. Als Beispiel mag der Fall dienen, daß 
die Luftfahrtgesellschaft A, die aus technischen 
Gründen den vorgesehenen Flug auf der ganzen 
Strecke oder auf einer Teilstrecke nicht selbst durch- 
führen kann, ihre Fluggäste auf ein Flugzeug der 
Gesellschaft B umdirigiert und die Gesellschaft B 
nunmehr die Beförderung durchführt. Erleidet der 
Fluggast bei der Beförderung einen Schaden, so 
haftet nach bisherigem Recht nur die Gesellschaft A 
unter den erleichterten Voraussetzungen des Luft- 
verkehrsgesetzes. Künftig soll die Gesellschaft B 
unter den gleichen Voraussetzungen haften, so daß 
der Fluggast einen zusätzlichen Schuldner erhält. 
Die weiteren Vorschriften führen im einzelnen aus, 
daß der Fluggast oder der Absender die gleichen 
Rechte gegenüber dem Dritten (Gesellschaft B) wie 
gegenüber dem vertraglichen Luftfrachtführer (Ge- 
sellschaft A) hat. Nach Absatz 3 Satz 1 haftet der 
vertragliche Luftfrachtführer für die Handlungen 
des Dritten und seiner Leute wie für eigene Hand- 
lungen. Ebenso haftet der Dritte für Handlungen des 
i vertraglichen Luftfrachtführers und seiner Leute wie 
für eigene Handlungen, jedoch mit den Einschrän- 
kungen aus Absatz 3 Satz 2 und 3. Entsteht in dem 
vorgenannten Beispiel dem Fluggast ein Schaden 
durch eine grobfahrlässige Handlung oder Unter- 
lassung eines Angestellten der Gesellschaft A, so 
i haftet die Gesellschaft A summenmäßig unbe- 
schränkt, weil grobe Fahrlässigkeit Vorgelegen hat. 
Nach dem neuen § 49 a haftet daneben auch die Ge- 
sellschaft B, ihre Haftung ist jedoch summenmäßig 
beschränkt, da grobe Fahrlässigkeit nicht ihren eige- 
nen Angestellten, sondern dem Angestellten der Ge- 
sellschaft A vorzuwerfen ist. 

Zu Nr. 15 — § 51 — 

Die geänderte Vorschrift berücksichtigt die in- 
zwischen abgeschlossenen internationalen luftrecht- 
lichen Abkommen über die Haftung aus dem Beför- 
derungsvertrag. Da das Abkommen von Guadalajara 
vom 18. September 1961 im Bundesgesetzblatt 1963 II 
auf S. 1160 ff. veröffentlicht ist, mußte die Fund- 
stellenangabe im Gesetzestext noch vervollständigt 
werden. 

Zu Nr. 16 Buchstaben a und b — §56 Abs. 2 und 3 
(neu) — 

Die Ergänzung in § 56 zieht die Folgerung aus 
dem neuen § 49 a für die Gerichtsstände, in denen 
der Luftfrachtführer und der Dritte, der die Beför- 
derung ausgeführt hat, verklagt werden können. 
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Abschnitt III 

Zu Nr. 17 Buchstaben a bis c — § 58 Abs. 1 und 4 
(neu) — 

Der Ausschuß hat gegen diese den Erfordernissen 
der Praxis entsprechenden Änderungsvorschläge 
keine Bedenken. 


Artikel 3 

Hinsichtlich der Fassung der Berlin-Klausel 
schließt sich der Ausschuß dem Vorschlag des Bun- 
desrates an, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 


Bonn, den 19. März 1964 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1646 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. Februar 1964 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Schmidt (Braunschweig) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (6. Änderung) 

— Drucksache IV/ 1646 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, Post- und 

Fernmeldewesen 
(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

(6. Änderung) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung vom 
10. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 9), geändert 
durch das Gesetz über Zuständigkeiten in der Luft- 
verkehrsverwaltung vom 8. Februar 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 69), wird wie folgt geändert: 

I. Änderungen von Vorschriften des Ersten Ab- 
Schnitts: 

1. In § 1 Abs. 2 wird das Wort „Hubschrau- 
ber" durch das Wort „Drehflügler" ersetzt. 


2. a) § 2 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Deutsche Luftfahrzeuge dürfen 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes nur 
mit Erlaubnis verlassen. Die Erlaubnis 
kann mit Auflagen verbunden und be- 
fristet werden ." 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

(6. Änderung) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung vom 
10. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 9), geändert 
durch das Gesetz über Zuständigkeiten in der Luft- 
verkehrsverwaltung vom 8. Februar 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 69), wird wie folgt geändert: 


I. Änderungen von Vorschriften des Ersten Ab- 
schnitts: 

1. In § 1 Abs. 2 werden 

^ a) das Wort „Hubschrauber" durch das 
Wort „Drehflügler" ersetzt und 

b) hinter dem Wort „Geräte" der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und die folgen- 
den Worte angefügt „insbesondere 
Raumfahrzeuge, Raketen und ähnliche 
Flugkörper." 

2. a) § 2 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(6) Deutsche Luftfahrzeuge dürfen 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes nur 
mit Erlaubnis verlassen." 
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Entwurf 

b) § 2 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Luftfahrzeuge, die nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes eingetra- 
gen und zugelassen sind, dürfen nur mit 
Erlaubnis in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes einfliegen oder auf andere 
Weise dorthin verbracht werden, um 
dort zu verkehren. Die Erlaubnis kann 
allgemein oder für den Einzeliall erteilt, 
mit Auflagen verbunden und befristet 
werden. Der Erlaubnis bedarf es nicht, 
soweit ein Abkommen zwischen dem 
Heimatstaat und der Bundesrepublik 
Deutschland oder ein für beide Staaten 
verbindliches Übereinkommen etwas an- 
deres bestimmt." 


3. a) In § 21 Abs. 2 werden die Sätze 2 und 3 
^ durch folgenden Satz 2 ersetzt: 

„Sie sind zur Beförderung von Personen 
und Sachen verpflichtet, wenn 

1. den geltenden Beförderungs- 
bedingungen und den behörd- 
lichen Anordnungen entspro- 
chen wird, 

2. die Beförderung mit den regel- 
mäßigen Beförderungsmitteln 
möglich ist, 

3. die Beförderung nicht durch 
Umstände verhindert wird, 
welche die Unternehmen nicht 
abwenden konnten und deren 
Auswirkungen sie auch nicht 
abzuhelfen vermochten." 

b) In § 21 wird nach Absatz 2 folgender 
neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Genehmigungsbehörde kann 
die Unternehmen auf ihren Antrag ganz 
oder teilweise von den Verpflichtungen 
nach Absatz 2 befreien, wenn ihnen die 
Weiterführung des Betriebes oder die 
Durchführung der Beförderungen nicht 
zugemutet werden kann. Die Genehmi- 
gung erlischt, wenn die Unternehmen 
von den Verpflichtungen zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes und der Durch- 
führung von Beförderungen im ganzen 
dauernd befreit werden." 

c) Der bisherige Absatz 3 des § 21 wird 
Absatz 4. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

b) § 2 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Luftfahrzeuge, die nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes eingetra- 
gen und zugelassen sind, dürfen nur mit 
Erlaubnis in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes einfliegen oder auf andere 
Weise dorthin verbracht werden, um 
dort zu verkehren. Der Erlaubnis bedarf 
es nicht, soweit ein Abkommen zwischen 
dem Heimatstaat und der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder ein für beide 
Staaten verbindliches Übereinkommen 
etwas anderes bestimmt." 


c) In § 2 ist folgender neuer Absatz 8 anzu- 
fügen: 

„(8) Die Erlaubnis nach den Absät- 
zen 6 und 7 kann allgemein oder für 
den Einzelfall erteilt, mit Auflagen ver- 
bunden und befristet werden." 


3. unverändert 


6 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2121 


Entwurf 

4. Nach § 23 wird folgender § 23 a eingefügt: 

♦ 

„§ 23 a 

Für den Betrieb der Luftfahrtunterneh- 
men, die ihren Hauptsitz nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben, kann 
die Genehmigungsbehörde zur Herstellung 
und Gewährleistung der Gegenseitigkeit 
über die Vorschriften der §§ 20 bis 23 hin- 
aus der Art und Wirkung nach gleiche Be- 
schränkungen festsetzen, denen Luftfahrt- 
unternehmen, die ihren Hauptsitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben, im 
Heimatstaat jener Unternehmen unterlie- 
gen." 

5. a) § 25 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

♦ 

b) In § 25 Abs. 2 erhalten die Sätze 1 und 2 
folgende Fassung: 

„Absatz 1 gilt nicht für Landungen 
von Luftfahrzeugen, wenn 

1. der Ort der Landung infolge der 
Eigenschaften des Luftfahrzeuges 
nicht vorausbestimmbar ist oder 

2. die Landung aus Gründen der 
Sicherheit oder zur Unfallhilfe er- 
forderlich ist. 

In diesem Falle ist die Besatzung des 
Luftfahrzeugs verpflichtet, dem Berech- 
tigten über Namen und Wohnsitz des 
Halters, des Luftfahrzeugführers sowie 
des Versicherers Auskunft zu geben; bei 
einem unbemannten Luftfahrzeug ist 
sein Halter zu entsprechender Auskunft 
verpflichtet." 

c) In § 25 Abs. 4 werden die Worte „Ab- 
satz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2 und 3" 
durch die Worte „Absätze 1 bis 3" er- 
setzt. 

6. a) In § 30 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 

„der Bundesgrenzschutz und die Polizei" 
durch die Worte „der Bundesgrenz- 
schutz, die Polizei sowie die auf Grund 
völkerrechtlicher Verträge in der Bun- 
desrepublik Deutschland stationierten 
Truppen" ersetzt. 

b) In § 30 Abs. 2 erhalten die Sätze 1 und 2 
folgende Fassung: 

„Die Zuständigkeiten der Verwaltungs- 
behörden und höheren Verwaltungsbe- 
hörden auf Grund dieses Gesetzes wer- 
den für den Dienstbereich der Bundes- 
wehr und, soweit völkerrechtliche Ver- 
träge nicht entgegenstehen, der statio- 
nierten Truppen durch Dienststellen der 
Bundeswehr nach Bestimmungen des 
Bundesministers der Verteidigung wahr- 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 
4. unverändert 


5. unverändert 


6. a) unverändert 

♦ 


b) In § 30 Abs. 2 erhalten die Sätze 1 und 2 
folgende Fassung: 

„Die Verwaltungszuständigkeiten auf 

Grund dieses Gesetzes werden für den 
Dienstbereich der Bundeswehr und, so- 
weit völkerrechtliche Verträge nicht ent- 
gegenstehen, der stationierten Truppen 
durch Dienststellen der Bundeswehr 
nach Bestimmungen des Bundesministers 
der Verteidigung wahrgenommen. Der 
Bundesminister der Verteidigung erteilt 
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genommen. Der Bundesminister der im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 


Verteidigung erteilt im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Verkehr 
die Erlaubnisse nach § 2 Abs. 7 und § 27 
Abs. 1 und 2 auch für andere militärische 
Luftfahrzeuge." 

7. a) § 31 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

„(1) Die Aufgaben des Bundes nach 
diesem Gesetz werden, soweit es nichts 
anderes bestimmt, von dem Bundesmi- 
nister für Verkehr, der Bundesanstalt für 
Flugsicherung, dem Luftfahr t-Bundesamt 
oder einer anderen von dem Bundes- 
minister für Verkehr bestimmten Stelle 
wahrgenommen. 11 


b) Die bisherigen Absätze 1, 2 und 3 des 
des § 31 werden Absätze 2, 3 und 4. 

c) Im neuen Absatz 2 Nr. 2 des § 31 wird 
das Wort „Privathubschrauberführer" 
ersetzt durch die Worte „nicht berufs- 
mäßige Führer von Drehflüglern". 

d) Im neuen Absatz 2 Nr. 11 des § 31 wird 
das Wort „Hubschraubern" ersetzt 
durch das Wort „Drehflüglern". 

e) In den neuen Absätzen 3 und 4 des § 31 
werden die Worte „Absatzes 1" und 
„Absatz 1" durch die Worte „Absat- 
zes 2" und „Absatz 2" ersetzt. 

8. a) § 32 Abs. 1 Nr. 9 erhält folgende Fas- 
♦ sung: 

„9. die Voraussetzungen und das Ver- 
fahren für die Einrichtung und Auf- 
hebung von Luftsperrgebieten und 
von Gebieten mit Flugbeschränkun- 
gen,". 

b) In § 32 Abs. 1 wird nach Nummer 9 fol- 
gende Nummer 9 a eingefügt: 

„9 a. die Voraussetzungen und das Ver- 
fahren für die Erteilung und den 
Widerruf der in diesem Gesetz 
vorgesehenen Genehmigungen, 
Zulassungen und Erlaubnisse so- 
wie Befreiungen hiervon,". 

c) In § 32 Abs. 1 wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

„Der Bundesminister für Verkehr kann 
in den Rechtsverordnungen nach Satz 1 


ster für Verkehr die Erlaubnisse nach 
§ 2 Abs. 7 und § 27 Abs. 1 und 2 auch 
für andere militärische Luftfahrzeuge." 


7. a) § 31 erhält folgenden neuen Absatz 1: 

♦ 

„(1) Die Aufgaben des Bundes nach 
diesem Gesetz werden, soweit es nichts 
anderes bestimmt, von dem Bundesmi- 
nister für Verkehr oder einer von ihm 
bestimmten Stelle wahrgenommen. Er- 
folgt die Bestimmung durch Rechtsver- 
ordnung, so bedarf diese nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Das Gesetz 
über die Bundesanstalt für Flugsiche- 
rung vom 23. März 1953 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 70) und das Gesetz über das 
Luftfahrt-Bundesamt vom 30. November 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 354) bleiben 
unberührt. 11 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 


8. unverändert 
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Ausnahmen von der in diesem Gesetz 
vorgeschriebenen Zulassung von Luft- 
fahrtgerät und Einholung einer Erlaub- 
nis sowie von der Pflicht zur Führung 
des Staatsangehörigkeitszeichens und 
der besonderen Kennzeichnung zulassen, 
soweit die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, insbesondere die Sicherheit 
des Luftverkehrs, nicht beeinträchtigt 
werden." 

d) In § 32 Abs. 1 letzter Satz wird die Zahl 
„9" ersetzt durch die Zahl „9 a". 

e) § 32 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Befugnis, die zur Durchführung der 
Verhaltensvorschriften nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 sowie die zur Durchführung 
der Bau-, Prüf- und Betriebsvorschriften 
notwendigen Einzelheiten zu regeln, auf 
die Bundesanstalt für Flugsicherung und 
das Luftfahrt-Bundesamt übertragen." 

f) In § 32 Abs. 4 werden nach dem Wort 
„Bestimmungen" die Worte „über den 
Kreis der Personen, die eines Flugfunk- 
zeugnisses bedürfen, und" eingefügt, 

g) § 32 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bundesminister für Verkehr 
erläßt die zur Durchführung dieses Ge- 
setzes und der dazu ergangenen Rechts- 
verordnungen notwendigen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften. Allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zur Durchfüh- 
rung der in § 31 Abs. 2 bezeichneten 
Aufgaben bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrates." 


II. Änderungen von Vorschriften des Zweiten Ab- 
schnitts: 

9. § 37 erhält folgende Fassung: 9. unverändert 

♦ 

„§ 37 

(1) Der Ersatzpflichtige haftet für die 
Schäden aus einem Unfall 

a) bei Luftfahrzeugen bis eintausend 
Kilogramm Gewicht bis zu 
einhundertfünfunddreißigtausend 
Deutsche Mark, 

b) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 
eintausend Kilogramm bis sechs- 
tausend Kilogramm Gewicht bis 
zu einhundertf ünfundd reiß igt au- 
send Deutsche Mark zuzüglich ein- 
hundertundacht Deutsche Mark je 
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Kilogramm des eintausend Kilo- 
gramm übersteigenden Gewichts, 

c) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 
sechstausend Kilogramm bis zwan- 
zigtausend Kilogramm Gewicht 
bis zu sechshundertfünfundsieb- 
zigtausend Deutsche Mark zuzüg- 
lich siebenundsechzig 50/ 100 Deut- 
sche Mark je Kilogramm des 
sechstausend Kilogramm über- 
steigenden Gewichts, 

d) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 
zwanzigtausend Kilogramm bis 

. fünfzigtausend Kilogramm Ge- 
wicht bis zu einer Million 
und sechshundertzwanzigtausend 
Deutsche Mark zuzüglich vierzig 
50/100 Deutsche Mark je Kilo- 
gramm des zwanzigtausend Kilo- 
gramm übersteigenden Gewichts, 

e) bei Luftfahrzeugen mit mehr als 
fünfzigtausend Kilogramm Ge- 
wicht bis zu zwei Millionen und 
achthundertfünfunddreißigtausend 
Deutsche Mark zuzüglich sieben- 
undzwanzig Deutsche Mark je 
Kilogramm des fünfzigtausend 
Kilogramm übersteigenden Ge- 
wichts. 

Gewicht ist das für den Abflug zugelassene 
Höchstgewicht des Luftfahrzeugs. 

(2) Die Höchstsumme des Schadenser- 
satzes für jede verletzte Person beträgt 
einhundertfünfunddreißigtausend Deutsche 
Mark. Das gilt auch für den Kapitalwert 
einer als Entschädigung festgesetzten Rente. 

(3) übersteigen die Entschädigungen, die 
mehreren auf Grund desselben Ereignisses 
zustehen, die Höchstbeträge nach Absatz 1, 
so verringern sich die einzelnen Entschädi- 
gungen vorbehaltlich des Absatzes 4 in 
dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag 
zum Höchstbetrag steht. 


(4) Beruhen die Schadensersatzansprüche 
sowohl auf Sachschäden als auch auf Per- 
sonenschäden, so dient die Hälfte des nach 
Absatz 1 Satz 1 errechneten Betrages vor- 
zugsweise für den Ersatz von Personen- 
schäden. Reicht dieser Betrag nicht aus, so 
ist er anteilmäßig auf die Ansprüche zu 
verteilen. Der übrige Teil des nach Absatz 1 
Satz 1 errechneten Betrages ist anteil- 
mäßig für den Ersatz von Sachschäden und 
für die noch ungedeckten Ansprüche aus 
Personenschäden zu verwenden." 
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10. a) In § 43 Abs. 1 wird Satz 2 durch fol- 10. unverändert 

^ gende Sätze 2 und 3 ersetzt: 

„Das gilt nicht, wenn der Bund oder ein 
Land Halter ist. Wird zur Sicherung 
eine Haftpflichtversicherung abgeschlos- 
sen, so gelten für diese §§ 158 c bis 158 h 
des Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag." 

b) In § 43 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte 
„das Unternehmen aufgegeben worden" 
durch die Worte „derjenige, der die 
Sicherheit geleistet hat, nicht mehr Hal- 
ter" ersetzt. 

c) In § 43 wird folgender Absatz 4 einge- 
fügt: 

„(4) Durch Rechtsverordnung können 
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 für 
Luftfahrzeuge vorgesehen werden, die 
nicht zulassungspflichtig sind und für 
deren Aufstieg es auch einer Erlaubnis 
nicht bedarf." 

11. a) In § 46 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 11. unverändert 

^ „fünfunddreißigtauscnd" durch das Wort 

„siebenundsechzigtausendfünfhundert" 

ersetzt. 

b) In § 46 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„siebzig Deutsche Mark" durch die 
Worte „siebenundsechzig 50/100 Deut- 
sche Mark" ersetzt. 

c) In § 46 Abs. 3 wird das Wort „eintau- 
sendvierhundert" durch das Wort „ein- 
tausenddreihundertfünfzig" ersetzt. 

12. § 48 erhält folgende Fassung: 12. unverändert 

♦ 

„§ 48 

(1) Der Anspruch auf Schadensersatz, auf 
welchem Rechtsgrund er auch beruht, kann 
gegen den Luftfrachtführer nur unter den 
Voraussetzungen und Beschränkungen gel- 
tend gemacht werden, die in diesem Unter- 
abschnitt vorgesehen sind. Ist jedoch der 
Schaden von dem Luftfrachtführer oder 
einem seiner Leute in Ausführung ihrer 
Verrichtungen vorsätzlich oder grobfahr- 
lässig herbeigeführt worden, so bleibt die 
Haftung nach den allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften unberührt; die Haftungsbe- 
schränkungen dieses Unterabschnitts gel- 
ten in diesem Falle nicht. 

(2) Die gesetzlichen Vorschriften, nach 
denen andere Personen für den Schaden 
haften, bleiben unberührt. Die Leute des 
Luftfrachtführers, die in Ausführung ihrer 
Verrichtungen gehandelt haben, haften je- 
doch nur bis zu den Beträgen des § 46, es 
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sei denn, daß ihnen Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Der Gesamtbetrag, der von dem Luft- 
frachtführer und seinen Leuten als Scha- 
densersatz zu leisten ist, darf vorbehaltlich 
einer weitergehenden Haftung bei Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit die Beträge des 
§ 46 nicht übersteigen." 


13. a) § 49 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 13. unverändert 

♦ 

„(1) Betreibt ein Luftfrachtführer ein 
Luftfahrtunternehmen, so darf seine 
Haftung auf Grund der §§ 44 bis 48 im 
voraus durch Vereinbarung weder aus- 
geschlossen noch beschränkt werden. 

Das gleiche gilt für sonstige Luftfracht- 
führer, die jemanden gegen Entgelt oder 
im Zusammenhang mit ihrem Beruf oder 
Gewerbe im Luftfahrzeug befördern." 

b) In § 49 wird folgender Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) Absatz 1 findet keine Anwen- 
dung auf die Haftung für Schäden, die 
aus der Eigenart der beförderten Güter 
oder einem ihnen anhaftenden Mangel 
entstehen." 


14. Nach § 49 wird folgender § 49 a eingefügt: 14. unverändert 

♦ 

„§ 49 a 

(1) Führt ein Dritter die Luftbeförderung, 
zu der sich ein Luftfrachtführer verpflichtet 
hat, mit dessen Einverständnis aus, so haf- 
tet auch der Dritte für Schäden an den be- 
förderten Personen oder Sachen wie ein 
Luftfrachtführer, Bis zum Beweis des Ge- 
genteils wird vermutet, daß die Beförde- 
rung mit Einverständnis des Luftfracht- 
führers ausgeführt worden ist. 

(2) Führt der Dritte die Luftbeförderung 
nur auf einer Teilstrecke aus, so haftet er, 
sofern sich nicht aus besonderen Vorschrif- 
ten oder Vereinbarungen etwas anderes er- 
gibt, nur für Schäden, die auf dieser Beför- 
derungsstrecke entstehen. Ist streitig, ob 
der Schaden auf dieser Beförderungsstrecke 
entstanden ist, so trifft die Beweislast den 
Dritten. 

(3) Die Handlungen und Unterlassungen 
des Dritten und seiner in Ausführung ihrer 
Verrichtungen handelnden Leute gelten als 
solche des Luftfrachtführers. Die Handlun- 
gen und Unterlassungen des Luftfrachtfüh- 
rers und seiner in Ausführung ihrer Ver- 
richtungen handelnden Leute gelten als 
solche des Dritten, es sei denn, daß sie sich 
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nicht auf die von dem Dritten ausgeführte 
Beförderung beziehen; jedoch haftet der 
Dritte für diese Handlungen und Unterlas- 
sungen in jedem Fall nur bis zu den Be- 
trägen des § 46. Eine Vereinbarung über die 
Übernahme von Verpflichtungen, die in den 
Vorschriften dieses Unterabschnitts nicht 
vorgesehen sind, ein Verzicht auf die in 
diesen Vorschriften begründeten Rechte so- 
wie die Erklärung eines Lieferwertes nach 
§ 46 Abs. 2 Satz 2 wirken nicht gegen den 
Dritten, es sei denn, daß er zugestimmt hat. 

(4) §§ 48 und 49 gelten entsprechend. Je- 
doch richtet sich die Zulässigkeit eines Haf- 
tungsausschlusses oder einer Haftungsbe- 
schränkung des Dritten danach, ob der 
Luftfrachtführer nach § 49 Abs. 1 seine Haf- 
tung ausschließen oder beschränken darf." 


15. § 51 erhält folgende Fassung: 

„§ 51 

Ist der Schaden bei einer internationalen 
Luftbeförderung entstanden, so gelten das 
Warschauer Abkommen zur Vereinheit- 
lichung des Luftprivatrechts vom 12. Okto- 
ber 1929 (Reichsgesetzbl. 1933 II S. 1039) 
und das zu seiner Durchführung ergangene 
Gesetz vom 15. Dezember 1933 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1079), das Haager Protokoll vom 
28. September 1955 zur Änderung des War- 
schauer Abkommens (Bundesgesetzbl. 1958 
II S. 292) und das Zusatzabkommen von 
Guadalajara vom 18. September 1961 zum 
Warschauer Abkommen (Bundesgesetzbl. 
1963 II S ), soweit diese Übereinkom- 

men für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft getreten und auf die Luftbeförderung 
anzuwenden sind." 


16. a) In § 56 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ein- 
♦ gefügt: 

„In dem Fall des § 49 a kann die Klage 
gegen den Dritten auch in dem Gerichts- 
stand des Luftfrachtführers und die 
Klage gegen den Luftfrachtführer auch 
in dem Gerichtsstand des Dritten erho- 
ben werden." 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


15. § 51 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 51 

Ist der Schaden bei einer internationalen 
Luftbeförderung entstanden, so gelten das 
Warschauer Abkommen zur Vereinheit- 
lichung des Luftprivatrechts vom 12. Okto- 
ber 1929 (Reichsgesetzbl. 1933 II S. 1039) 
und das zu seiner Durchführung ergangene 
Gesetz vom 15. Dezember 1933 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1079), das Haager Protokoll vom 
28. September 1955 zur Änderung des War- 
schauer Abkommens (Bundesgesetzbl. 1958 
II S. 292) und das Zusatzabkommen von 
Guadalajara vom 18. September 1961 zum 
Warschauer Abkommen (Bundesgesetzbl. 
1963 II S. 1160 ), soweit diese Übereinkom- 
men für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft getreten und auf die Luftbeförderung 
anzu wenden sind." 


16. unverändert 


b) In § 56 wird folgender Absatz 3 einge- 
fügt: 

„(3) Ist auf die Luftbeförderung eines 
der in § 51 genannten Abkommen anzu- 
wenden, so bestimmt sich der Gerichts- 
stand nur nach diesem Abkommen." 
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III. Änderungen von Vorschriften des Dritten Ab- 
schnitts: 

17. a) § 58 Nr. 11 erhält folgende Fassung: 

„11. den schriftlichen Auflagen einer Er- 
laubnis nach § 2 Abs. 6 und 7, § 5 
Abs. 1 und § 25 Abs. 1 oder einer 
Genehmigung nach § 6 Abs. 1 r § 20 
Abs. 1, §§ 21, 22, 24 Abs. 1 oder § 27 
Abs. 3 oder einer Beschränkung 
nach § 23 a zuwiderhandelt, wenn 
darin ausdrücklich auf die Bußgeld- 
bestimmungen dieses Gesetzes hin- 
gewiesen war,". 

b) In § 58 Nr. 13 werden die Worte „vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes" durch 
die Worte „vor dem 10. Januar 1959" 
ersetzt. 

c) In § 58 wird folgender Absatz 4 einge- 
fügt: 

„(4) Räumt der Betroffene eine Ord- 
nungswidrigkeit vorbehaltlos ein, so ist 
die Durchführung einer Unterwerfungs- 
verhandlung nach § 67 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) zulässig." 

Artikel 2 

Ist das schädigende Ereignis im Sinne der §§ 33 
und 44 des Luftverkehrsgesetzes vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eingetreten, so kann Schadensersatz 
nur nach Maßgabe der bisher geltenden Vorschriften 
verlangt werden. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Die 
Beschränkungen der Lufthoheit im Land Berlin blei- 
ben unberührt. 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
das Luftverkehrsgesetz in neuer Fassung bekannt- 
zumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu berichtigen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


17. a) § 58 Abs. 1 Nr. 11 erhält folgende Fas- 
♦ sang : 

„11. den schriftlichen Auflagen einer Er- 
laubnis nach § 2 Abs. 6 und 7, § 5 
Abs. 1 und § 25 Abs. 1 oder einer 
Genehmigung nach § 6 Abs. 1, § 20 
Abs. 1, §§ 21, 22, 24 Abs. 1 oder § 27 
Abs. 3 oder einer Beschränkung 
nach § 23 a zuwiderhandelt, wenn 
darin ausdrücklich auf die Bußgeld- 
bestimmungen dieses Gesetzes hin- 
gewiesen war,". 

b) In § 58 Abs. 1 Nr. 13 werden die Worte 
„vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes" 
durch die Worte „vor dem 10. Januar 
1959" ersetzt. 

c) unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung dieses 
Gesetzes gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund des Luftverkehrsge- 
setzes in der Fassung dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes, soweit in diesen Rechtsver- 
ordnungen die Geltung in Berlin nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen wird. Die Beschränkungen der Luft- 
hoheit im Land Berlin bleiben unberührt. 

Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 


14 



